
gerechte Zuordnung der Verbandszustän-
digkeit im Bundesstaat abzuleiten. Hier sieht
sie in der verfassungsrechtlichen Veranke-
rung der Länderzuständigkeit, wie sie sie
vertritt, eine sachgerechte Lösung, will also
ihre kompetenziellen Thesen ergänzend ab-
sichern. Verfassungsrechtliche und verfas-
sungspolitische Erwägungen gehen hier frei-
lich ineinander über, die Parallele zum Modell
des Außenpluralismus im Rundfunk erscheint
sehr weit hergeholt, das Subsidiaritätsprinzip
trägt hier eher zur Verwirrung bei – was aber
für das gesamte Schlusskapitel der Arbeit
gilt. Möglicherweise war die Verfasserin sich
ihrer Ergebnisse, insbesondere der Bewer-
tung eines erheblichen Anteils der kulturpo-
litischen Aktivitäten des Bundes als verfas-
sungswidrig, doch nicht vollständig sicher,
so dass sie sich hier noch um eine ergänzen-
de Rechtfertigung bemühte. Kunst und Kul-
tur, so ihre Aussage, gedeihen jedenfalls in
der kleinräumigen Obhut der Länder besser
als unter dem Repräsentationsanspruch des
Bundes. 
Ob man nun der Untersuchung in ihren Er-
gebnissen durchweg zustimmt oder nicht,
sie ist in ihren zentralen Inhalten beden-

gesetzes muss zunächst nach konkreten
Bundeszuständigkeiten gefragt werden. Ge-
genüber der Annahme einer Bundeszustän-
digkeit aus der Natur der Sache ist die Ver-
fasserin außerordentlich zurückhaltend, will
letztlich nur im Rahmen einer Lücken-
schließung im Wege der Analogie die Be-
gründung von Bundeskompetenzen zulas-
sen, was für den Bereich der kulturellen För-
derung zu einem sehr eindeutig formulier-
ten Ergebnis führt: Der Bund besitzt hierfür
keine Zuständigkeit unter dem Gesichts-
punkt der kulturellen Repräsentation des
Gesamtstaates. Dieses Ergebnis wird auch
auf das Programm der Bundesregierung
„Kultur in den neuen Ländern“ übertragen.
Für die Stiftung Preußischer Kulturbesitz ist
demgegenüber eine ausdrückliche Anknüp-
fung in Art. 135 Abs. 4 GG eröffnet.
Gängige Sehweisen werden auch für den Be-
reich der Filmförderung scharfsinnig in Fra-
ge gestellt. Der Einwand der Autorin, der
hier allein in Betracht kommende Kompe-
tenztitel des Rechts der Wirtschaft trage kei-
ne im Schwerpunkt kulturelle Staatstätig-
keit, ist nicht von der Hand zu weisen. Dass
zwar die Festlegung der Bundeshauptstadt,
nicht aber die Förderung kultureller Maß-
nahmen dort von einer Bundeszuständigkeit
aus der Natur der Sache bzw. der Organisati-
onshoheit des Bundes umfasst ist, wird man
in der Hauptstadt vermutlich nicht sonderlich
erfreut zur Kenntnis nehmen. Auswärtige Kul-
turpolitik wird demgegenüber in weitgehen-
der Bundeszuständigkeit gesehen. Insgesamt
also wird eine eher restriktive Bestimmung
der Bundeszuständigkeit im Bereich der
Kunstpflege vorgenommen, mit der Folge,
dass die vom Bund ausgeübte Kunstpflege in
erheblichem Umfang nicht mit der Kompe-
tenzordnung des Grundgesetzes vereinbar
ist. Dieses Ergebnis aus dem Hauptteil der
Untersuchung wird im anschließenden Ka-
pitel 3 auf seine Verträglichkeit mit verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen an staatli-
ches Handeln im Bereich der Kunst über-
prüft. Nicht so recht klar wird hierbei, ob es
sich um ein im Schwerpunkt verfassungspo-
litisches oder positiv verfassungsrechtliches
Untersuchungsanliegen handelt. Letztlich
geht es aber der Verfasserin wohl darum, aus
den verfassungsrechtlichen Anforderungen
der Gewährleistung der Kunstfreiheit in
Art. 5 Abs. 3 GG Folgerungen für eine sach-

Gesteigerte kulturpolitische Aktivitäten des
Bundes nach der Wahl zum 14. Deutschen
Bundestag und der Verlegung des Regie-
rungssitzes nach Berlin – wie insbesondere
die Schaffung des Amtes eines Kulturbeauf-
tragten der Bundesregierung und das Be-
mühen um kulturelle Repräsentation des Ge-
samtstaates – werfen Fragen auf nach der Zu-
ständigkeit des Bundes in diesem Bereich.
Eindeutige Kompetenzzuordnungen werden
hier dadurch erschwert, dass kulturelle Akti-
vitäten etwa der Kunstpflege sich weitge-
hend im gesetzesfreien Raum vollziehen.
Kulturelle Aktivitäten des Bundes sehen sich
zudem in kompetenzieller Hinsicht regel-
mäßig dem Einwand der Kulturhoheit der
Länder gegenüber, die ihrerseits zu deren
unverzichtbarem „Hausgut“ im Bundesstaat
gerechnet wird. Nun ist dieser Begriff der
Kulturhoheit nicht sonderlich präzise, die
Kompetenzordnung des Grundgesetzes in
ihrer thematischen Differenziertheit legt
Zurückhaltung in der Verwendung derarti-
ger generalisierender Kompetenztitel nahe.
Eine entsprechend differenzierende Kompe-
tenzzuordnung vorzunehmen, ist wesentli-
ches Anliegen der Untersuchung von Katha-
rina Pabel zu Grundfragen der Kompetenz-
ordnung im Bereich der Kunst, einer von
Grabenwarter betreuten Bonner Dissertati-
on. 
Aus den verschiedenen Teilbereichen kultu-
reller Aktivitäten des Staates – wie Bildung,
Wissenschaft, Kunst sowie Religion – kon-
zentriert sich die Darstellung auf den Sach-
bereich der Kunstpflege, unter Einbeziehung
auch von Maßnahmen der Staatsrepräsen-
tation, durch Staatssymbole, durch die ent-
sprechende Präsentation der Bundeshaupt-
stadt sowie durch Maßnahmen zur Pflege
des Geschichtsbewusstseins wie etwa Ge-
denkstätten. Nachdem Kunstpflege mit eini-
gen wenigen einführenden Bemerkungen
als legitime Staatsaufgabe eingeordnet wor-
den ist, befasst Pabel sich mit der Maßgeb-
lichkeit der Kompetenzordnung des Grund-
gesetzes, insbesondere des Art. 30 GG für
staatliche Kunstpflege, und stellt hierfür zu
Recht auch auf die nach wie vor gültigen
Aussagen des Bundesverfassungsgerichts in
seinem ersten Rundfunkurteil aus dem Jahre
1961 (BVerfGE 12, 205) ab (S. 39). Damit ist
auch der weitere methodische Ansatz vorge-
geben, denn nach der Systematik des Grund-
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diese Arbeiten hohe Ansprüche an die so-
zialwissenschaftliche Kompetenz ihrer Leser
stellen, sondern auch darin, dass der Ansatz
sich dann nicht auf die ökonomischen Paral-
lelen diesseits und jenseits des Atlantiks hät-
te beschränken dürfen, sondern auch dar-
über hinaus einen Vergleich der Gesellschaf-
ten und des Rezipientenverhaltens erfordert
hätte, was den Ansatz der Arbeit vielleicht
noch besser untermauert oder auch deutlich
in Frage gestellt hätte. So aber kann sich die
Untersuchung auf die Ebene der normativen
Regeln retten, ohne deren Wirkung näher zu
untersuchen. Dies hätte vielleicht auch er-
geben, dass in den USA jenseits der großen
Städte eine sehr viel stärkere Homogenität
greift als in Deutschland und deshalb Rund-
funk andere Funktionen hat. Denn neben ei-
ner kleinen außerordentlichen kulturellen
Elite und einer Subkultur von Außenseitern
gibt es immer noch jenen Mainstream der
amerikanischen Konstruktion der Wirklich-
keit, der anderen Spielregeln folgt als die
komplexeren europäischen Gesellschaften,
die allerdings in der ethnischen Vielfalt ähn-
liche Entwicklungen fürchten, wie sie dort
schon bestehen, ohne dass ein für die Ein-
wanderungstraditionen typischer hoher Kon-

Das Buch ging aus einer Göttinger Disserta-
tion hervor, die von Christian Starck betreut
wurde. Ihr äußeres Erscheinungsbild ist ma-
kellos. Ob der Ertrag des Vergleichs dem
glänzenden Erscheinungsbild entspricht,
lässt sich erst bei näherer Betrachtung sagen.
Etwas überraschend ist der Grundansatz der
vergleichenden Unternehmung deshalb,
weil in den USA das „public broadcasting“
immer noch nur 2 – 4 % Marktanteil besitzt
und durch „nonprofit educational organiza-
tions“ betrieben wird, die mit dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk in Deutschland nicht
vergleichbar sind. Deshalb muss die Arbeit
ihr anders angelegtes, durchaus recht frag-
würdiges Konzept mit einem erheblichen,
entsprechend größeren Legitimationsauf-
wand durchführen.
Zunächst findet man anfangs den Anlass der
Untersuchung umrissen: Ein Vergleich mit
dem schon immer privatwirtschaftlich ge-
prägten amerikanischen Rundfunk soll neue
Erkenntnisse zur Vielfaltssicherung erbrin-
gen, nachdem dort auch ein öffentlicher
Rundfunk entstanden ist und hier Oligopole
den privaten Rundfunk weitgehend prägen.
Die Schritte der Untersuchung sind über-
sichtlich: Zunächst werden die Rechtsgrund-
lagen des Rundfunksystems sowie die Siche-
rungen der Meinungsvielfalt in Deutschland
einschließlich der europäischen Rechtsre-
geln und Freiheiten dargestellt, dann folgen
die beiden entsprechenden Abschnitte für
die Vereinigten Staaten von Amerika, und
am Ende steht ein Rechtsvergleich, auf den
ein knapper Ausblick folgt, der Thesen ent-
hält. 
Die Rechtfertigung der vergleichenden Un-
ternehmung liegt in dem Resultat der „Ver-
wirtschaftlichung“ des Rundfunks, wie der
Verfasserdies gleich anfangs nennt, womit of-
fenbar gleichsam die Rechtsstrukturen durch
die tatsächlichen Entwicklungen überspielt
werden. Diese ökonomische Perspektive des
Einstiegs in die Vergleichung besitzt in der
Arbeit keine Entsprechung in einer Analyse
des modernen Rezipientenverhaltens, wie
sie etwa seit geraumer Zeit in den Analysen
von Thomas Vesting zu finden ist, die weder
Eingang in den Text noch in das Literatur-
verzeichnis der Arbeit gefunden haben, was
im Übrigen auch für einige andere Autoren
in anderen Zusammenhängen gilt. Dies mag
seinen Grund nicht nur darin haben, dass

kenswert. Zustimmen möchte ich der Verfas-
serin insbesondere darin, dass in einem
grundrechtlich so sensiblen Bereich wie dem
der Kunstförderung staatliche Aktivitäten
sich in den Grenzen der bestehenden Kom-
petenzordnung zu vollziehen haben, dass
die Kulturhoheit der Länder nach wie vor
eine der zentralen Aussagen dieser Kom-
petenzordnung bildet, die auch im Über-
schwang hauptstädtischer Repräsentation
nicht beiseite geschoben werden darf. Inso-
fern ist es sicher kein Zufall, dass die Arbeit
in Bonn und nicht in Berlin entstanden ist. 

Prof. Dr. Christoph Degenhart, Leipzig
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